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Die SPD-Kreistagsfraktion hat 
das Ergebnis der Weissacher Um-
frage zum Anlass genommen, im 
Kreistag auf eine Neuregelung 
der Sperrmüllabfuhr zu drängen. 
Danach soll die erste Abfuhr kos-
tenlos sein, die Mengenbegren-
zung aufgehoben werden, eine 
Abholkarte automatisch zuge-
sandt werden und auf eine Auflis-
tung der Müllteile verzichtet wer-
den. Wilde Müllablagerungen sol-
len dadurch eingedämmt werden, 
daß jeder Haushalt verpflichtet 
wird, eine Müllgebührenmarke 
zum Mindestpreis zu kaufen. 
Grundsätzlich soll aber an der 
Sperrmüllabfuhr auf Abruf fest-
gehalten werden.                         

 he 
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Weissacher gegen Sperrmüllabfuhr auf Abruf 

Die Gemeinde Weissach im Tal 
wollte es genau wissen. Sie hat  
mit einer Fragebogenaktion  die 
Bürger aufgerufen, ihre Meinung 
zur gegenwärtigen Regelung bei 
der Sperrmüllabfuhr kundzutun. 
Und das Ergebnis war eindeutig: 
Fast ausnahmslos wurde eine 
Rückkehr zur alten jährlichen 
Sperrmüllabfuhr gefordert.  

Ein großer Teil (44%) empfindet 
den Ablauf des Sperrmüllabrufes 
als zu kompliziert, viele (35%) hal-
ten die Gebühr für zu hoch und leh-
nen eine Mengenbegrenzung ab, 
einige (7%) haben Angst , dass der 
Nachbar etwas dazu stellt und 30% 
ärgern sich über zu lange Warte-
zeiten bis zur Abholung.  Immerhin 
10% haben die Sorge, dass  durch 
die neue Regelung mehr Müll wild 
abgelagert werde.  

Es ist ein Kompromiß, was da 
die SPD-Fraktion in Sachen Sperr-
müllabfuhr vorschlägt. Auf der ei-
nen Seite ist da der berechtigte 
Ärger der Bürger über die jetzige 
viel zu komplizierte Regelung. 
Demgegenüber steht die Angst 
vieler Bürger vor der gewerbsmä-
ßig organisierten „Müllfledderei“. 
Erst kürzlich hat der Nachbarkreis 
Schwäbisch Hall die wiedereinge-
führte jährliche Sperrmüllabfuhr 
wieder zurückgenommen. Ganze 
Kolonnen von „Müllschnüfflern“ ha-
ben den Landkreis überschwemmt 
und wohl nicht nur die Schätze im 
Sperrmüll ausgekundschaftet. 
Dem Rems-Murr-Kreis würde es 
nicht anders gehen. Er wäre dann 
der einzige „Open-air-Flohmarkt“ 
im weiten Umkreis.  

Und das Kostenargument ist 
auch nicht wegzudiskutieren. Man 
kann die Müllautos bei einer Abho-
lung auf Abruf einfach effizienter 
einsetzen.  

Sperrmüll auf Abruf ist billiger. 
Deshalb ist es nur konsequent, 
wenn man diese Einsparungen 
auch an den Bürger zurückgibt. Ich 
kann mit dem SPD-Vorschlag, die 
Sperrmüllabfuhr auf Abruf nur 
noch einmal im Jahr, dafür kosten-
los, ohne Bürokratie und ohne 
Mengenbegrenzung durchzufüh-
ren, leben. Lassen Sie es uns ein 
Jahr lang ausprobieren.             he 
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ßen: Wir brauchen einen Förder-
verein und eine Beschäftigungs-
therapeutin. Warum? Na, weil Se-
niorenpolitik sich nicht auf Hoch-
baumaßnahmen beschränken 
darf. In die Senioreneinrichtungen 
muss Leben einziehen. 

Um das auf die Reihe zu brin-
gen, brauchen wir einen Förder-
verein „Seniorennetzwerk“ (über 

den Namen muss man noch 
nachdenken!) und eine Beschäfti-
gungstherapeutin. „Brauchen wir 
nicht“, schallt es einem da entge-
gen  -  und man fühlt sich wieder 
in die Anfangszeiten zurückver-
setzt. Wie lange wird es diesmal 
dauern, bis die Einsicht wächst? 

Wenn man mit seiner politi-
schen Arbeit Erfolg hat, soll man 
auch darüber reden. Das Senio-
rennetzwerk Weissach im Tal ist 
so ein Fall. Es war die SPD, die 
lange vor der letzten Gemeinde-
ratswahl ein Konzept für die Se-
niorenpolitik im Weissacher Tal 
entwickelte. Damals stand sie mit 
ihrer Politik ziemlich alleine da. 
So was brauchen wir 
nicht, war in den po-
litischen Gremien die 
regelmäßige Ant-
wort. Inzwischen 
sind wesentliche 
Bausteine des Netz-
werkes umgesetzt. 
Und wie nicht anders 
zu erwarten, hat der 
Erfolg viele Väter. 
W i e w o h l  m a n 
zugeben muss, dass 
ohne das frühzeitige 
Engagement des 
Weissacher Bürger-
meisters die Sache 
so nicht gelaufen 
wäre.  

Heute ist wieder die Unterstüt-
zung des Bürgermeisters vonnö-
ten. Es fehlt nämlich noch der 
wichtige Schlussstein für das 
ganze Netzwerk  -  oder soll man 
sagen, die entscheidende Ver-
knüpfung! Und die kann nur hei-

 

am 24. Oktober sind Kommu-
nalwahlen. Viele aus unseren 
Reihen sehen diesem Termin 
mit roten Wangen entgegen. Sie 
fragen sich, ob der für die SPD 
ungünstige Bundestrend sich auf 
das Wahlverhalten auswirken 
könnte. Und eine Antwort hat 
niemand. Es hat schon ein gehö-
riges Paket Zivilcourage dazuge-
hört, sich im Frühjahr dieses 
Jahr für eine Kandidatur auf ei-
ner SPD-Liste zu entscheiden. 
Insgesamt 18 Frauen und Män-
ner in Weissach im Tal und 
nochmals 10 auf Kreistagsebene 
haben ihn aufgebracht. Sie ha-
ben sich schon jetzt um unsere 
Demokratie verdient gemacht. 

Dabei sind sie ständig, ob 
Parteimitglied oder nicht, dem 
Vorwurf ausgesetzt, der da lau-
tet: Parteien gehören nicht aufs 
Rathaus ... meist verbunden mit 
dem verschlagenen Argument, 
daß es ja schließlich keine sozi-
aldemokratische Hochwasser-
schutzverordnung geben würde. 

So ist das natürlich richtig. 
Aber nur auf den ersten Blick. 

Wer einen zweiten riskiert, wird 
sehr schnell feststellen, daß Par-
teilisten ein ganzes Stück ehrli-
cher sind. Da weiß man wenigs-
tens, in welchen politischen 
Schuhen die Kandidatinnen und 
Kandidaten stehen. Aber wissen 
Sie das auch bei den freien Lis-
ten? Warum sind eigentlich die 
Freien Wähler, die sich etwa in 
Backnang ihre Anzeigen vom 
Bauunternehmer Bauer finanzie-
ren lassen, unabhängig und wir 
nicht. Hab ich nie verstanden. 
Unsere Kandidaten sind nur ih-
rem Gewissen verantwortlich. 
Einen Fraktionszwang gibt es 
auf der kommunalen Ebene 
nicht. Denn es gibt keine sozial-
demokratische Meinung über die 
Fleischbeschauverordnung oder 
Erdgeschossfußbodenhöhe. 

 Wohl wahr. Aber darüber, 
wofür man die Steuergelder aus-
geben soll, schon.  

 
Ihr Jürgen Hestler 

 

Was macht eigentlich eine  
Beschäftigungstherapeutin? 

 
Sie leistet praktische Lebenshilfe! Sie trainiert 

mit – in diesem Fall – älteren Menschen die mo-
torischen Fähigkeiten, sie übt mit ihnen das selb-
ständige Anziehen (etwa nach einer Operation). 
Sie organisiert für die Bewohner der Senioren-
einrichtung gemeinsame Koch- und Backaktio-
nen (zusammensitzen, so wie früher). Mit Inte-
ressierten  baut sie  z. B. eine Vogelvoliere auf 
oder legt ein Gemüsebeet an und organisiert die 
Gartenpflege. Sie trainiert das Rollstuhlfahren, 
sie bringt ein Stück Alltag in die Einrichtung zu-
rück oder hilft zumindest, ihn besser zu organi-
sieren. Sie ... vielleicht fällt Ihnen noch was ein! 

Der Öffentlichkeit soll das Ganze als Renaturierungsmaßnahme ver-
kauft werden. In Wirklichkeit ist es eine Methode, den eigenen Bau-
schutt zu Lasten der Weissacher Bevölkerung billigst loszuwerden. Das 
Gelände für die geplante Bauschuttdeponie der Firma Bauer aus Sach-
senweiler ist nämlich schon Natur. Machen Sie einen Spaziergang hin 
oder betrachten Sie das Bild. Wir werden alle Möglichkeiten ausschöp-
fen, diesen Bauer(n)trick zu verhindern.                              mk 

SPD: Ohne einen Förderverein  
und ohne eine Beschäftigungstherapeutin geht das nicht 
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Walter Dietz 
Mozartweg 4 

71573 Allmersbach im Tal 
SPD-Kandidat für den Gemeinderat 

Offener Brief an  
Bürgermeister Wörner,  
Allmersbach im Tal 
 
 
Sehr geehrter, lieber Herr Wörner, 
 

wir gratulieren Ihnen herzlich zur Wahl als Bürgermeister von Allmersbach und Heutensbach! Dass 
Sie so viele Stimmen bekommen haben, bringt zum Ausdruck, dass man Ihnen viel zutraut und auch 
viel von Ihnen erwartet.  

Wichtig ist immer ein guter Einstand. Die ersten 100 Tage im Amt sind vorüber und das Klima in der 
Gemeinde ist gut. Der Tag der Dorfgemeinschaft hat die Bürgerinnen und Bürger zusammengebracht. 
Die Atmosphäre im Gemeinderat ist konstruktiv. Es gibt wieder Bürger-Fragestunden. Der Konsultati-
onsprozeß im Rahmen der Lokalen Agenda 21 kann nach den Wahlen beginnen. Eine Ausbildungsstel-
le im Rathaus kann geschaffen werden. Geschwindigkeitskontrollen in den Wohngebieten sind an der 
Tagesordnung. Das Raumprogramm für den Schulpavillon konnte erweitert werden. Der Weg zur Halb-
tages-Grundschule wurde vorbereitet durch die vorgesehene altersgemischte Gruppe. Die Arbeit im 
Jugendtreff wurde weiter konsolidiert. Die Planungen für das Gemeindepflegehaus sind auf dem Weg. 
Auch in Sachen Sanierung soll es weitergehen. 

Nun gilt es aber auch Vorhaben in Angriff zu nehmen, auf die wir Sie gerne in diesem offenen Brief 
hinweisen möchten.  

Durch den Ort führen eine viel befahrene und gefährliche Landesstraße 1080 und durch die Wohn-
gebiete z.T. bundesstraßen-breite Erschließungsstraßen. Eine Ortsumgehung ist durch den neuen Ge-
neralverkehrsplan in weite Ferne gerückt und auch derzeit nicht finanzierbar. Mit eigenen Mitteln sollte 
mehr Verkehrssicherheit erreicht werden: z.B. durch Verkehrshindernisse auf der abschüssigen 
Ortseinfahrt von Rudersberg her, durch stationäre Radarkontrollen entlang der L 1080, durch die Schaf-
fung von Spielstraßen in den Wohngebieten und die Durchsetzung eines Fußgängerübergangs für die 
Schulkinder in Heutensbach. 

Ein viel und kontrovers diskutiertes Thema im Dorf sind die Gebäude und Räume der Gemeinde, die 
besser genutzt werden könnten. Es ist nur schwer einzusehen, dass der große und komfortable Raum 
im Feuerwehrhaus, der mit Steuermitteln gebaut wurde und in diesem Schuljahr als Schulzimmer ge-
nutzt wird, Vereinen, Verbänden, Parteien und Privatpersonen nicht zur Verfügung steht. Es ist an der 
Zeit, eine Nutzungsordnung für alle öffentlichen Gebäude zu erstellen.  

Auch für den Ortsteil Heutensbach sollte es einen öffentlich nutzbaren Raum geben. Wünschenswert 
ist eine Kooperation der Evangelischen Kirchengemeinde mit der bürgerlichen Gemeinde beim Ausbau 
des Raumes im alten Rathaus! Gegen die Schließung des Rathäuschens in Heutensbach für gemeindli-
che Dienstleistungen wird wohl niemand Einwände erheben.  

Allmersbach hat den Umweltschutz schon immer groß geschrieben. Hier gilt es neue Akzente zu 
setzen: z. B. die Erweiterung der Erdgasanschlüsse, der salzarme oder gar salzfreie Winterdienst, die 
Förderung von Regenwasser-Zisternen, die Förderung von Photovoltaik-Anlagen, die Rückführung von 
Bachbegradigungen zwischen Wiesengrund und Cottenweiler.  

Und schließlich gilt es, den Jugendtreff, der derzeit so gut funktioniert, weiterzuentwickeln. Wäre es 
nicht an der Zeit, zusammen mit den Nachbargemeinden gemeinsame Sache zu machen und eine per-
sonelle Zusammenarbeit der Sozialarbeiter zu beginnen? 

 
Gute Wünsche für den Rest des Jahres und des Jahrtausends! 
 
Und: auf gute Zusammenarbeit! 
 
Ihr Walter Dietz 
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Weissacher-Tal-Umfrage zum Thema Renten 

Ja, das Volk will sparen, sagen 
die Umfragen. Aber erst die Millio-
näre, die reichen Erben, die ande-
ren sollen erst einmal anfangen; 
diesen Schluß könnte man aus 
den letzten Wahlergebnissen zie-
hen. Dabei zeigt ein Blick auf die 

Fakten, dass am Sparkurs von 
Hans Eichel kein Weg vorbei 
führt, die Zahl des strukturellen 
Defizits in Höhe von 30 Milliarden 
DM im Bundeshaushalt ist nicht 
neu. Auch CDU-Chef Wolfgang 
Schäuble sieht keine Alternative 
zur grundsätzlichen Absicht der 
Bundesregierung bei vertraut ge-

wordenen Leistungen an die Bür-
ger dieses Staates mittelfristig zu 
kürzen. Zumindest kann man dies 
seinen aktuellen Meinungsäuße-
rungen entnehmen. 

Ein wesentliches Reformpro-
jekt, das noch in dieser Legisla-

turperiode auf den Weg 
gebracht werden muß, 
ist die Neuorganisation 
des deutschen Renten-
systems. Ein System , 
um das uns viele Staa-
ten beneiden; ein Sys-
tem, das von den Bür-
gern als selbstverständ-
liche Leistung des Staa-
tes akzeptiert ist. In der 
Tat ist das derzeitige 
System der Solidaritäts-
gemeinschaft ein Gut, 
das nicht ohne weiteres 
gekippt werden kann.  
Allerdings funktioniert 
es auf Dauer nur dann, 
wenn bestimmte Eck-
pfeiler stabil sind. Die 
demografische und wirt-
schaftliche Entwicklung 
in Deutschland zeigt a-
ber, dass diese Pfeiler 
morsch geworden sind. 
Die Zahl der Rentner 
wird immer größer, das 

klassische Rentenalter von 65 
erreicht kaum noch jemand; die 
P e n s i o n ä r e  w e r d e n 
(erfreulicherweise) immer älter. 
Daneben nimmt die Zahl derjeni-
gen, die keine Beiträge in die 
Rentenkasse zahlen , permanent 
zu.  

Die Dauer der Ausbildungszei-
ten bei der jungen Generation hat 
sich deutlich verlängert und die 
Zahl der Arbeitslosen ist seit Jah-
ren auf hohem Niveau.  

Wenn sich an diesen drei Ele-
menten kurzfristig nichts ändern 
läßt und wenn es gleichzeitig 
nicht angebracht ist, die Arbeit-
nehmer mit noch mehr Abgaben 
zu belasten, führt kein Weg daran 
vorbei, darüber nach zu denken, 
ob das Rentenniveau und die bis-
her gewohnten automatischen 
Steigerungen beibehalten werden 

oder : Die Wende zum Weniger für Alle  

Die Meinungen der Bürger zu 
diesem Thema sind je nach Aus-
gangslage sehr unterschiedlich. 
Friedrich M. aus W. (70) hat mehr 
als 45 Jahre beim Daimler gearbei-
tet, zuletzt als Hauptgruppenleiter.  

„Ich bekomme jeden Monat         
von der BfA  ca. DM 3.800,- und  DM 
1.350,-  von der Daimler-Benz Unter-
stützungskasse. Für meine Frau und 
mich ist das mehr als wir, trotz vieler 
Reisen, verbrauchen können. Ich  bin 
bereit, einen Solidaritätsbeitrag für das 
Land zu leisten. Den Plan von Arbeits-
minister Riester verstehe ich so, dass 
ich auch in den kommenden Jahren mit 
einem Zuwachs der Rente rechnen 
kann, wobei der Zuwachs etwas gerin-
ger ausfallen wird. Für mich ist das 
akzeptabel“.  

Anders klingt das bei Elvira S. 
aus A.; sie ist 57 Jahre. Sie ist al-
leinstehend (geschieden) und ar-
beitet als Verkäuferin.  

„Ich habe mir bei der LVA meine 
zukünftige Rente ausrechnen lassen; 
ich werde knapp DM 980,- bekommen. 
Bei der letzten Bundestagswahl habe 
ich die SPD gewählt, weil ich dachte, 
dass diese Partei sich für soziale Ge-
rechtigkeit stark macht. Ist das sozial 
gerecht, wenn man von uns Kleinen 
etwas wegnimmt, obwohl die Zahl der 
Multimillionäre in unserm Land und 
die Gewinne der großen Unternehmen 
von Jahr zu Jahr  zunehmen. Ich bin 
von Herrn Schröder sehr enttäuscht, 
ich bin froh, dass sich die CDU für die 
Rentner einsetzt“.  

Bei einem Gespräch mit Marc H. 
aus C. wird deutlich, dass junge 
Leute das Thema aus ganz anderer 
Sicht betrachten. Marc ist 25, stu-
diert Betriebswirtschaft und sieht 
die Sache so:  

„Meiner Meinung nach ist das Ren-
tensystem nicht mehr zeitgemäß, die 
Pläne der Bundesregierung bringen 
uns auf Dauer nicht weiter. Mir wäre 
es lieber, wenn ich gar nichts mehr in 
die gesetzliche  Rentenversicherung 
einzahlen müßte; stattdessen würde ich 

(Fortsetzung auf Seite 5) Es geht darum, aus dem e-
goistischen Inländer den ver-
antwortungsvollen Bürger 
förmlich hervorzuzerren. Das 
verlangt nicht Rhetorik, son-
dern Leidenschaft und vor al-
lem den Mut, an den Bürger 
Ansprüche zu stellen. Jetzt 
darf auch der Deutsche ge-
fragt werden, was er für sein 
Land tun will.          (DIE ZEIT 
9.9.99) 

Rettungsaktion Rotstift 
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das Geld in Investmentfonds anle-
gen. Mit Sicherheit hätte ich dann 
im Alter mehr Geld zur Verfügung, 
wie es mir die staatliche Rente je 
bieten kann“.  

Sicher sind diese Äußerun-
gen nicht repräsentativ, sie zei-
gen aber, dass es durchaus 
auch Offenheit für Veränderun-
gen gibt. Sie zeigen aber auch, 
dass es Frauen und Männer 
gibt, denen jede Kürzungsmaß-
nahme wirklich weh tut. Die SPD 
darf aus ihrem Grundverständnis 
und ihrem historischen Hinter-
grund her, die Schwachen dieser 
Gesellschaft nicht ganz aus den 
Augen verlieren.                     gm 

(Fortsetzung von Seite 4) 

Wenn die jetzige Kultusmi-
nisterin Schavan (CDU) 
sich durchsetzt, wird es 
künftig in der Oberstufe 
keine Leistungskurse 
mehr geben. Alle Schüler 
eines Jahrganges werden 
künftig vierstündig in den 
Fächern Mathematik, Eng-
lisch und Deutsch im Klas-
senverband unterrichtet 
werden. Sie können künf-
tig  nicht mehr wählen, ob 
sie diese Fächer im 
Grund- oder Leistungskurs 
belegen wollen. Eine sol-
che Unterscheidung wird 
es künftig nicht mehr ge-
ben. Darüber hinaus ent-
scheiden sich die Schüler 
für ein je vierstündiges 
Profil- und Neigungsfach. 
Die Abiturprüfung wird er-
schwert. Künftig wird in 
fünf Fächern geprüft. 
Schüler der jetzigen Jahr-
gangsstufe 9 werden da-
von betroffen sein. 

 
Man sollte das Ding beim Namen 

nennen. Das, was das Stuttgarter Kul-
tusministerium plant, ist die Rückkehr 
zum Abitur der 60er Jahre. So hab ich 
auch Abitur gemacht. Und aus mir ist 
auch was geworden. Oder?  

Eine Kleinigkeit sollten wir aber nicht 
vergessen: Wir stehen an der Schwelle 
zum 21. Jahrhundert. Und da werden 
andere Anforderungen an die jungen 
Leute gestellt. Wir können es uns nicht 
mehr leisten, die jungen Leute mit Fak-
ten und auswendig gelerntem Wissen 
zuzustopfen. Dazu haben wir Compu-
ter. Heute sind ganz andere Dinge ge-
fragt. Wir brauchen Informatiker, Krea-
tivler und Praxisleute. Die Re-Reform 
der Frau Ministerin wird diesen Ansprü-
chen nicht gerecht. Wenn ich alle Schü-
ler einer Jahrgangsstufe zwinge, in we-
sentlichen Fächern den gleichen Stoff 
zu pauken, behindere ich die Guten und 
frustriere die Schwachen. Es wird der 
alte Paukunterricht werden. Jeder, der 
mal in einen Leistungskurs reinge-
schnuppert hat, wird es bestätigen: Die 
Lust am Lernen, das Ausprobieren neu-
er Methoden, das Vordringen in neue 
Inhalte, das Engagement über die 
Pflicht hinaus ist dort zu Hause. Ganz 
einfach deshalb, weil man in seinem 
Lieblingsfach zu mehr bereit ist. Und 
auch mehr gefordert wird.  

Warum muss man alle Schüler mit 
dem gleichen Stoff vollstopfen, obwohl 
doch erwiesen ist, dass davon das 
meiste nie mehr gebraucht wird.  

Nein. Die jetzigen Neuner werden 
nicht besser auf ihr berufliches Leben 
vorbereitet sein. Eher schlechter. Das 
sieht auch der Landesschülerbeirat so. 
Er hat ein Gegenmodell vorgeschlagen. 
Man sollte ihm Beachtung schenken. 
Denn die Schülervertreter sind da nicht 
den leichten Weg gegangen. Auch sie 
sind für eine Anhebung des Niveaus. 
Aber mit Leistungskursen. Und das ist 
der entscheidende Punkt. 

Die Schüler haben es begriffen. Mit 
den Plänen des Ministeriums wird nicht 
nur der Unterricht neu organisiert. Es ist 
eine neue Auffassung, was Unterricht 
vermitteln soll. Die meine ist es nicht. 

                                                  he 

Auch am BIZE wird es künftig keine Leistungskurse mehr geben 

Frage an Radio Weissacher Tal: 
Kann man einen Sparkurs 

fahren und gleichzeitig Wahlen 
gewinnen? 
Antwort:  

Im Prinzip ja. Aber nur, wenn 
man bei den anderen spart! 

An der Konsolidierung der Bun-
desfinanzen führt kein Weg vor-
bei, damit der Staat handlungs-
fähig bleibt. Das Sparprogramm 
muß alle treffen, niemand darf 
verschont bleiben. Den Bürgern 
muß klargemacht werden (und 
das hat die rot-grüne Regierung 
bisher nicht verstanden), daß 
als Sofortmaßnahme die Ren-
ten nicht gekürzt werden, son-
dern daß die Anpassung nicht 
mehr an die Steigerung der Net-
tolöhne gekoppelt ist. Gleichzei-
tig muß offen und ehrlich deut-
lich gemacht werden, daß Sozi-
alstaat nicht bedeuten kann, 
daß die Ansprüche der Bürger 
an ihn permanent wachsen kön-
nen. Die Regierenden müssen 
mehr als bisher an den Gemein-
sinn und die Solidarität aller ap-
pellieren. Für die derzeitigen 
Rentner bedeutet dies, daß sie 
sich auf Dauer mit geringen 
Steigerungen vertraut machen 
müssen. Für die potenziellen 
Rentner der Zukunft heißt es, 
daß es Sinn macht, schon früh-
zeitig auf private Vorsorge zu 

Wer umweltbewusste 
Mobilität will, muss sie 
bezahlbar machen. 
Eine Schülernetzkarte für 
40 DM im Monat macht 
Busse und S-Bahnen für 
Jugendliche attraktiver –  
sozial ausgewogen und 
ökologisch sinnvoll 



6 

 

  

Kreisrat Hestler zieht Bilanz 
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Was in Berlin nur mühsam in 
die Gänge kommt, nämlich kon-
krete Gespräche zwischen Unter-
nehmern und Regierung zur Be-
kämpfung der Arbeitslosigkeit, ist 
im Weissacher Tal schon Realität. 
Zum 21. Mal hatte die SPD 
Weissacher Tal zu ihrer 
Veranstaltungsreihe Der 
Rote Stuhl eingeladen. Ei-
ne Vielzahl von Bürgern 
war gekommen, um dieses 
Vor-Ort-Gespräch in der 
Werkshalle der Firma Höfli-
ger in Allmersbach im Tal 
zu verfolgen. Auf dem Ro-
ten Stuhl hatte der parla-
mentarische Staatssekre-
tär im Bundeswirtschafts-
ministerium Siegmar Mosdorf 
Platz genommen. Er war direkt 
von Berlin ins Weissacher Tal ge-
kommen. Eine große Ehre für die 
SPDler in Allmersbach und Weis-
sach. 

Am Anfang war alles so, wie 
es zu erwarten war. Harro Höfli-
ger, Firmenchef des ortsansässi-

gen  H igh - tech -
Unternehmens be-
klagte die unterneh-
merfeindliche Steuer-
gesetzgebung und 
die investitionshem-
menden Verordnun-
gen und Regelun-
gen.  
Das Regierungsmit-
glied Mosdorf sprach 
von den enormen 
strukturellen Proble-
men, die diese Re-

gierung geerbt habe: über 4 Mio. 
Arbeitslose, hohe Staatsverschul-
dung und eine durchschnittliche 
Steuer- und Abgabenlast von 
durchschnittlich 42,3% und erläu-
terte das Zukunftsprogramm der 

Bundesregierung. Das übliche 
Geplänkel halt. 

Und dann doch die Überra-
schung. Regierung und örtliche 
Unternehmerschaft waren sich in 
vielen Punkten einig. Der SPD-
Vorsitzende und Moderator Jür-
gen Hestler hatte 11 Meinungs-
bausteine zu einem Großen Plan 

aufgetürmt. Und die 
beiden Kontrahenten 
mußten sie abarbei-
ten. Sie taten es zur 
allgemeinen Zufrie-
denheit. Beide sind 
dafür, den Staats-
haushalt konsequent 
zu sanieren und be-
fürworten das Pro-
gramm von Finanzmi-
nister Eichel. Flexible 
Arbeitszeiten, Über-
stunden nur als Aus-

Roter Stuhl in der Fabrikhalle – Staatssekretär Mosdorf bei Höfliger nahmeregelung, Kombi-Lohn, 
Staffelung der Arbeitslosenhilfe 
nach Bedürftigkeit, Hilfe für Lang-
zeitarbeitslose, Senkung der Un-
ternehmenssteuern, Entlastung 
der Arbeitnehmer, Tariffonds zur 
privaten Absicherung der Renten, 
mehr Risikokapital für Unterneh-
men ... alles kein Problem. Man 
war sich einig. Als einziger Streit-
punkt blieb die Ökosteuer. Für 
Mosdorf ist sie ein Mittel, alternati-
ve Energien zu fördern und 
gleichzeitig den Faktor Arbeit zu 
entlasten (die Mehreinnahmen 
werden ja bekanntlich zur Sen-
kung der Sozialversicherungsbei-
träge verwendet),  Höfliger lehnt 
sie als Wachstumshemmer ab.  

Wenn die Bündnisgespräche 
in Berlin so laufen, gibt es nur ei-
nen Sieger: die 4 Mio. Arbeitslose 

 
Ich zahl ja jeden Monat ohne 

Murren 80 Mark Solidarbeitrag 
für den Osten. Ich hab die 1500 
Milliarden, die bisher in die neu-
en Bundesländer gepumpt wor-
den sind, schon längst ver-
schmerzt und rede gar nicht da-
von, daß von den Milliarden für 
Berlin hauptsächlich der Osten 
Deutschlands profitiert. 

Ich will ja auch keine Dank-
barkeit. 

Aber beschimpft werden, 
dass wir zu wenig für den Osten 
tun, will ich auch nicht.           he 

Frage an Radio Weissacher Tal: 
Sind unsere Atomkraftwerke 

sicher? 
 

Antwort: 
Im Prinzip ja. Aber nur, wenn 

man sie stilllegt. 



8 
Musikalisch-nachdenklicher Politabend der SPD im Bürgerhaus 

Der Beauftragte des Kulturkreises hat 
sie vom Fleck weg engagiert. So begeis-
tert war er vom Vortrag der  Edda Ullrich, 
im Unterweissacher Bürgerhaus. Dabei 
waren die Lieder der Chansonsängerin 
und SPD-Kandidatin für den Kreistag 
doch ganz schön frech. Wer Georg Kreis-
ler kannte, dem war das schon klar. Er ist 
eben ein Meister der schwarzen Satire. 
Ein kleine Kostprobe haben wir abge-
druckt ... für alle diejenigen, die beim Po-
litabend der SPD nicht dabei sein konn-
ten. Und wie gesagt ... der Text ist von 
Kreisler, nicht von Edda. Die würde das 
nie so sagen. 

bs 

Der Furz                                von Georg Kreisler 
 
Alles nichts wie Scheiße, sprach der Staatssekretär, 
alter Leute Steiße riechen ordinär, 
und wenn sie da sitzen und behördlich schwitzen, 
kriecht ein Furz durch den Mund, 
ganz ohne Grund, stinkt sich gesund, 
und tritt dann den Dienstweg an mit Pedanterie. 
Das ist Demokratie! 
 
Er rieselt ins morsche Gehirn eines senilen Ministers, 
pieselt als Schweiß durch die Stirn 
und der Minister kriegt Durst 
und leckt sich die Lippen, dabei 
steigt ihm der Furz bis zum Halse, 
er niest und er ächzt und er schnaubt und er sprüht! 
 
Und dann wird‘s auch dem Minister zu dumm,  
er macht eine Pause, möcht' gern nach Hause,  
hält sich den Bauch und dann läßt er den Furz  
an der richtigen Stelle hinaus.  
Und jetzt ist der Furz nicht mehr nur Geschwätz,  
sondern ein Gesetz! 
 
Zwar noch immer Scheiße, aber präzisiert, 
daher wird der Furz jetzt sauber registriert, 
kommt in eine Mappe mit einer schönen Klappe 
und einer Nummer am Schurz, 
trifft auch ganz kurz Brüdergefurz 
und kriegt einen Stempel, dem geht jeder auf den Leim, 
nämlich das Wort  „Geheim". 
 
Er kommt ins Parlament, dort wird er manchmal gerochen,  
aber impotent wird über ihn debattiert.  
Dann sagt ein Redner: "Hohes Haus, dieser Furz muß raus!"  
Und das sind die richtigen Worte, die kriegen viel Applaus.  
Dann wird der Furz dem Volk geschenkt. 
 
Alles nichts wie Scheiße, sprach der Staatssekretär, 
aber diese Scheiße ist jetzt im Verkehr, 
weil sie so bequem ist, weil sie kein Problem ist, 
schlucken wir sie ganz frei, furzen dabei selber entzwei. 
Was uns zum Menschen macht anstatt nur zum Vieh, 
das ist Demokratie. 
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